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Parlamentarischer Vorstoss 

 

Vorstoss-Nr.: 224-2023 

Vorstossart: Motion 

Richtlinienmotion: ☐ 

Geschäftsnummer: 2023.RRGR.293 

  

Eingereicht am: 16.10.2023 

  

Fraktionsvorstoss: Nein 

Kommissionsvorstoss: Nein 

Eingereicht von: Baumann (Münsingen, EDU) (Sprecher/in) 

 
 

 Gschwend-Pieren (Lyssach/Oberburg, SVP) 
Hegg (Lyss, FDP) 
Roggli (Rüschegg Heubach, Die Mitte) 

 
 

Weitere Unterschriften: 0 

  

Dringlichkeit verlangt: Ja 

Dringlichkeit gewährt: Ja 30.11.2023 

  

RRB-Nr.:  vom  

Direktion: Sicherheitsdirektion 

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

Antrag Regierungsrat: Auswahl 

Machtmissbrauch durch Medien-Konzern: Kantonsangestellte schützen 

In einer beispiellosen, von «Der Bund» und «Berner Zeitung» lancierten Medienkampagne 

wurde ein Angehöriger der Kantonspolizei Bern vorverurteilt und zum Mörder abgestempelt, 

nachweislich wider besseren Wissens der Redaktion. Zwischenzeitlich wurde der betroffene Po-

lizist gerichtlich freigesprochen. Der Regierungsrat muss bemüht sein, Integrität von Polizei- 

und Kantonsangestellten bestmöglich zu schützen und ihre berufliche Verantwortung und Kom-

petenz zu stärken. Der Regierungsrat wird aufgefordert, alles zu unternehmen, um gegen Kan-

tonsangestellte und ihre Familien medial widerfahrenes Unrecht zu klären und wiedergutzuma-

chen. 

Der Regierungsrat wird beauftragt, folgende Punkte zu klären: 

a) Klären, weshalb die Redaktion die Darstellung selbst nach der Intervention des Rechtsme-

diziners nicht anpasste und damit die Vorverurteilung weiter aufrechterhielt 

b) Aufklären, weshalb die Redaktion klärendes Bildmaterial bis heute nicht publiziert hat 

c) Einreichen einer Beschwerde 

d) Klären einer Schadensersatz- und Genugtuungsforderung 

e) Verlangen aller zensurierten Bilder betreffend die diskutierte Fixierung seitens Fotografen 

oder Redaktion 

f) Fordern einer klärenden Berichterstattung und Richtigstellung der Fakten 

g) Klären, wie die Freischaltung von Online-Kommentaren, in denen jemand als «Mörder» vor-

verurteilt wird, zu rechtfertigen ist 
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Begründung: 

Nach einem Vorfall vor der Heiliggeistkirche in der Stadt Bern, wo sich ein unter Drogen stehen-

der Marokkaner physisch massiv gegen eine polizeiliche Anhaltung gewehrt hatte, erschien am 

12. Juni 2021 ein Bericht im «Bund». Darin wurde ein Vergleich zum Fall George Floyd in den 

USA gezogen, wonach ein Polizist nach fast 10 Minuten Halsdrücken wegen Tötung verurteilt 

worden war. 

Noch am selben Tag kontaktierte der im Artikel erwähnte Rechtsmediziner die «Bund»-Redak-

tion und forderte die Redaktion auf, die Zeitdauer der Fixierung anzugeben, denn gefährlich sei 

eine solche Fixierung erst «ab 3 bis 4 Minuten». Zudem fragte er an, ob es nicht ein besseres 

Bild gäbe, da das publizierte Bild betreffend Lage des Knies unklar sei und damit die verurteilte 

Position des Polizistenknies auf dem Hals des am Boden liegenden Mannes in Frage gestellt 

sei. Die betroffenen rund 10 Journalistinnen und Journalisten und auch die Redaktionsleitung 

reagierten nicht. 

Die Redaktion wusste also bereits ab dem Tag der Publikation des ersten Artikels, dass der 

Vergleich mit dem Fall Floyd inkorrekt war, denn die Fixierung dauerte nur etwas länger als 1 

Minute. Sprich sie war viel zu kurz, um analog dem amerikanischen Fall gefährlich zu sein. Die 

Redaktion kommunizierte diese Tatsache nicht. 

In der darauffolgenden Woche vom 13. bis 19. Juni 2021 erschienen fast täglich weitere Artikel 

in «Bund» und BZ, und die «Bund»-Journalistin Naomi Jones trat am 15. Juni 2021 im Telebärn 

Talk auf. Diverse Medien sprangen wie erwartet auf diese Geschichte auf und berichteten 

schweizweit und intensiv über den Fall in Bern. Dabei wurde auch immer wieder verbal und bild-

lich der Vergleich zum Fall Floyd gezogen. Sie alle wussten leider nicht, was die «Bund»/BZ-

Redaktion wusste. Erst nach einer Woche, am Samstag, 19. Juni 2021, erschien in den Print-

Ausgaben von «Bund»/BZ ein beschwichtigender Artikel, wonach die beiden Fälle nicht ver-

gleichbar seien. Die Meinungen waren zu diesem Zeitpunkt aber längst gemacht, und der Ber-

ner Polizist war weitläufig vorverurteilt. 

Befremdend ist zudem, dass «Bund» und BZ in der Woche vom 12. bis 19. Juni 2021 unzählige 

Online-Kommentare freischalteten, eben auch solche, die den Begriff «Mörder» für den später 

freigesprochenen Berner Polizisten verwendeten. 

Dies alles widerspricht mehrfach und massiv den ethischen Grundlagen des Journalismus 

(Journalistenkodex). Die Redaktion weicht bisher vielseitiger Kritik aus, redet von «Medienfrei-

heit» und bezieht auch nicht öffentlich Stellung dazu.  

Der Regierungsrat muss seine Angestellten schützen. Dies auch und gerade gegen einen gros-

sen Medienkonzern wie Tamedia, der im vorliegenden Fall seine Macht und politische Haltung 

zu Lasten eines einzelnen Kantonsangestellten und seiner Familie missbraucht hat. 

Begründung der Dringlichkeit: Der Fall ist akut und der Freispruch kürzlich gefallen. Dennoch wird die Vorverurteilung 

gegen den betroffenen Polizisten aufrechterhalten. Eine schnellst mögliche Klärung ist daher dringend nötig. 

 

 

 
Verteiler 

‒ Grosser Rat 
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